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EPOST SCANNINGSERVICE DER POST: 
FRISTENFALLE BEI VORGELAGERTER 
GU-ZUSTELLUNG!

GEORGES CHANSON 

lic.iur. Rechtsanwalt, Fachanwalt SAV Arbeitsrecht, Zürich1

Stichworte: ePost ScanningService der Post: Beschreibung des Dienstes, inkl. Behandlung von 
Gerichts- und Betreibungsurkunden (GU bzw. BU)

Verpasste Fristen bei der Nutzung dieses Scan-Dienstes durch einen Anwalt als Anlass für eine – für die 
Anwaltschaft ablehnende  – Beurteilung dieses Angebots. Eingescannte Post wird an den elektroni-
schen Briefkasten des Kunden übermittelt. Davon ausgenommen sind Gerichts- und Betreibungsurkun-
den, für welche ePost oder deren Unterbeauftragter mittels Unterschrift den Empfang quittiert und die 
anschliessend ungeöffnet via A-Post Plus an den End-Adressaten weitergeleitet werden. Fristauslösend 
ist nicht die Zustellung nach dieser Weiterleitung, sondern die Entgegennahme durch ePost.

I.	 Einstieg: beim Bundesgericht verpasste 
Beschwerdefristen

Ein Anwalt erhob am 9. 4. 2025 SchKG-Beschwerde, wofür 
Art. 100 Abs. 2 lit. a BGG eine Frist von 10 Tagen vorsieht. 
Er hatte damals (und schon seit zwei Jahren) den ePost 
ScanningService2 in Anspruch genommen (und inzwi-
schen gekündigt). Der angefochtene Entscheid des Zuger 
Obergerichts wurde mittels GU versandt und an das Scan-
center von ePost weitergeleitet, wo ein Mitarbeiter (oder 
Beauftragter) von ePost am Freitag, 28. 3. 2025, unter-
schrieb und die ungeöffnete Weiterleitung via A-Post Plus 
an den Anwalt veranlasste. Diese GU ging dem Anwalt am 
Montag, 31. 3. 2025, zu. Mit Urteil vom 30. 6. 2025 im Ver-
fahren 5A_266/20253 trat das Bundesgericht auf diese 
Beschwerde nicht ein, indem es erwog, die Beschwerde-
frist habe bereits am 7. April geendet. Offensichtlich ging 
der betreffende Anwalt davon aus, die Zustellung sei erst 
erfolgt, als er den Inhalt dieser Gerichtsurkunde zur Kennt-
nis nehmen konnte, also an diesem 31. März, weshalb seine 
Eingabe vom 9. April verspätet war.

1	 https://www.arbeitsrechtler.ch. Der Autor hat in der Anwaltsrevue 
schon mehrfach zu «handwerklichen» Themen und insbesondere 
zu Fristen und deren Einhaltung publiziert (letztmals in der 
Anwaltsrevue 2024, S. 165, 288, 397 und 467, in einer Sammeldatei 
abrufbar unter dem Kurzlink https://arbrch.ch/AwR24_Fristen).

2	 So die Schreibweise auf der Webseite https://www.epost.ch/
de-ch/geschaeftskunden/scanning-service (zuletzt besucht 
am 19. 1. 2026).

3	 Wo der Name des Anwalts ausnahmsweise anonymisiert ist, weil er 
zugleich mit der Beschwerde den (abgelehnten) Verzicht auf 
Publikation verlangt hatte.

Auf diesen Entscheid und das dagegen gerichtete Re-
visionsgesuch ist nachstehend im Teil III nach Beurteilung 
dieses ScanningService nochmals zurückzukommen. Bevor 
das Bundesgericht diese Fristenproblematik aktenkundig 
gemacht hatte, nämlich im Mai 2025, trat der Anwalt in 
zwei Verfahren erneut in die gleiche Fristenfalle. Jene 
Nichteintretensentscheide sind im vereinfachten Verfah-
ren4 präsidialiter ergangen. Beide Fristwiederherstellungs
gesuche wurden abgewiesen. Diese Entscheide enthalten 
keine wesentlich neuen Erkenntnisse, weshalb sie zum 
Schutz der Person des Anwalts, der darin genannt wird, 
hier nicht mit den Verfahrensnummern zitiert werden. 
Zwei weitere Verfahren sind noch pendent5.

II.	 ePost ScanningService der Post

1.	 Beschreibung
Die Post betreibt über ihre Tochtergesellschaft ePost Ser-
vice AG unter dem Label «ePost» unter anderem einen 
ScanningService für Geschäftskunden, mit dem alle ma-
schinell sortierbaren Briefsendungen an ein ePost-Scan-
center umgeleitet und dort soweit möglich6 eingescannt 

4	 Art. 108 Abs. 1 lit. a BGG (Nichteintreten auf offensichtlich 
unzulässige Beschwerden).

5	 Stand 19. 1. 2026.
6	 Zeitungen und Zeitschriften, nicht scanbare Kataloge sowie 

aufgrund von Format, Material, Inhalt, Umfang oder anderen 
internen Kriterien nicht scanbare Sendungen wie Sendungen mit 
Gegenständen wie z. B. Ausweisen, Geld, Gutscheinen, Plastik
karten, Tickets oder Warenmustern und Sendungen mit mehr als 
30 Seiten (wie z. B. Gerichts- oder Versicherungsakten) werden 
nach Auskunft der Post derzeit nicht eingescannt, aber mit einer 
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und als digitale Post an den Empfänger weitergeleitet 
werden. Es gelten dafür separate AGBs7. Ein analoger  – 
hier nicht behandelter  – Dienst mit eigenen AGBs wird 
auch für Private angeboten.

Voraussetzung für die Nutzung dieses Diensts sind die 
Registrierung und Verifizierung des Empfängers in ePost 
und überdies die Aktivierung eines digitalen Briefkastens, 
in den die eingescannte Korrespondenz transferiert wird 
und dann mit der ePost-App oder der Web-App abgerufen 
werden kann, wobei überdies eine neutrale Benachrichti-
gung via E-Mail möglich ist. Die gescannten Dokumente 
sind von Montag bis Freitag8 noch am Tag ihres Eingangs 
abrufbar und stehen spätestens vor Mitternacht bereit.

Briefe bzw. Dokumente, die nicht gescannt werden 
können, werden (u. U. geöffnet) an den Kunden weitergelei-
tet. Für Gerichts- und Betreibungsurkunden sieht Ziff. 5.2 
eAGB Scan9 eine Sonderbehandlung vor, nämlich die unge-
öffnete Weiterleitung mit A-Post Plus, ohne dass noch eine 
separate Avisierung erfolgt.

Eingescannte Dokumente werden nach Ablauf von 
25 Tagen vernichtet, wenn der Kunde nicht vorher die Zu-
stellung der Originale verlangt.

2.	 AGB / Beizug von Dritten
Wie schon erwähnt10 gibt es verschiedene AGBs von ePost 
Service AG.

In den Grund-AGBs fallen die kurze Zahlungsfrist von 
10 Tagen (Ziff. 7.6), ein Verrechnungsverbot (Ziff. 7.9), eine 
Ablehnung der Verantwortung für Fehler oder Verzöge-
rungen bei der elektronischen Zustellung (Ziff.  8.2), die 
Wegbedingung einer Gewährleistung für ein unterbruchs- 
und störungsfreies Funktionieren der Infrastruktur und der 
Dienstleistungen (Ziff.  12.1) und vor allem die Beschrän-
kung der Haftung auf grobfahrlässig und absichtlich verur-
sachte Schäden und weitere Haftungsbeschränkungen 
(Ziff.  12.4) auf. Dazu kommen Änderungsvorbehalte zu-
gunsten von ePost (Ziff. 13.1–13.3). Die Wegbedingung der 
Haftung für leichte Fahrlässigkeit wurde von der Post ge-
genüber dem Autor damit begründet, dass die ePost Ser-

digitalen Vorschau avisiert und anschliessend im Original 
weitergeleitet. Möglich wäre überdies, mit ePost zu vereinbaren, 
dass ausdrücklich als vertraulich oder privat deklarierte oder 
persönlich adressierte Post ungeöffnet weitergeleitet würde.

7	 Unter https://www.epost.ch/de-ch/agb und dort <Allgemeine 
Geschäftsbedingungen> (in diesem Beitrag als AGB bezeichnet) 
sowie <Ergänzende Geschäftsbedingungen für Geschäftskun-
den><Geschäftskunden Scanning Service> (in diesem Beitrag als 
eAGB Scan bezeichnet). Auf diese AGB ist auch nachstehend im 
Teil III zurückzukommen.

8	 Ausser an Feiertagen.
9	 Dieser Absatz lautet: «Diese Ermächtigung schliesst ausdrücklich 

auch eingeschriebene Sendungen (R), Gerichtsurkunden (GU) und 
Betreibungsurkunden (BU) mit ein, wobei die letzteren beiden 
ungeöffnet als A-Post Plus weitergeleitet werden. Im Auftrag von 
ePost leistet ein Unterbeauftragter die Unterschrift im Namen des 
Kunden für alle an ihn adressierten Sendungen. Diese gelten mit 
ihrer Entgegennahme an einem der Verarbeitungsstandorte von 
ePost als an den Kunden zugestellt und lösen gegebenenfalls den 
Fristenlauf aus.»

10	 Vorstehend bei Fn. 7, mit Internet-Fundstelle.

vice AG für grobfahrlässiges Verhalten hafte und sich 
damit «an die rechtlichen Begebenheiten und die wirt-
schaftlichen Standards» halte11.

In den eAGB Scan12 ermächtigt der «Kunde ePost und 
ihre Unterbeauftragten ausdrücklich, die an ihn adressier-
ten, über das Scanning empfangbaren Sendungen für ihn 
entgegenzunehmen, sie gegebenenfalls zu öffnen und zu 
scannen».

Laut den eAGB Scan und den AGB13 von ePost Service 
AG ist dieses Unternehmen auch berechtigt, Dritte als Un-
terbeauftragte beizuziehen, wobei für das Scannen derzeit 
drei solche Subunternehmer genannt werden14. Dabei will 
ePost gemäss Ziff. 12.5 AGB nicht für Schäden haften, «die 
von den durch sie beigezogenen Hilfspersonen sowie Drit-
ten (z. B. Subunternehmern, Zulieferanten usw.) infolge 
leichter oder mittlerer Fahrlässigkeit verursacht werden».

3.	 Kosten
Alle hier genannten Preise sind exklusive MWST15. Pro ge-
scanntes Dokument fallen derzeit 80 Rappen an, unabhän-
gig von der Seitenzahl16. Wird nachträglich das Original 
verlangt, werden dafür 5  Franken fällig. Jede nicht ge-
scannte und physisch weitergeleitete Sendung kostet 
CHF 2.50. Gerichts- und Betreibungsurkunden werden mit 
CHF 2.50 für die Weiterleitung und CHF 5.00 für das Origi-
nal fakturiert. Der elektronische Briefkasten ist kostenlos.

4.	 Wahrung des Berufsgeheimnisses
Die AGBs von ePost enthalten zwar Regeln zum Daten-
schutz und geben an, der sorgfältige Umgang mit perso-
nenbezogenen Daten und deren Schutz vor unbefugtem 
Zugriff und Geheimhaltung habe bei ePost einen hohen 
Stellenwert (Ziff. 10.1 AGB), sagen aber explizit nichts zur 
Geheimhaltung bei strafrechtlich bewehrten Geheimnis-
sen. Insbesondere werden in den AGBs weder Art.  321 
StGB (Berufsgeheimnis) noch Art. 321ter StGB (Post- und 
Fernmeldegeheimnis)17 erwähnt.

Bekanntlich verbietet Art.  321 StGB die vorsätzliche 
Verletzung des Berufsgeheimnisses, während Art. 13 BGFA 
in Abs.  1 die Geheimhaltungspflicht (und die Entbindung 
davon) umschreibt und in Abs. 2 uns Anwältinnen und An-
wälten auferlegt, für die Wahrung des Berufsgeheimnis-
ses durch unsere Hilfspersonen zu sorgen. Diesbezüglich 
hat das Bundesgericht im Juni 2019 in zwei Parallel-Ent-

11	 Auskunft Medienstelle Die Schweizerische Post AG vom 4. 12. 2025.
12	 Dort Ziff. 5.1. Vgl. zur Internet-Fundstelle Fn. 7 vorstehend.
13	 Dort Ziff. 2.5. Vgl. zur Internet-Fundstelle Fn. 7 vorstehend.
14	 https://www.epost.ch/de-ch/unterauftragsbearbeiter (zuletzt 

besucht am 19. 1. 2026). Gemäss Auskunft der Post-Medienstelle 
vom 4. 12. 2025 ist derzeit die Tessi document solutions in Dietikon 
Scanning-Dienstleister.

15	 Sie wurden letztmals am 19. 1. 2026 erhoben. Vgl. zur Fundstelle 
vorstehend Fn. 2.

16	 Aber auf 30 Seiten beschränkt. Vgl. dazu Fn. 6 vorstehend.
17	 Letzteres ist mit dem Berufsgeheimnis nicht deckungsgleich und 

kann deshalb nach der nicht vertieft geprüften Auffassung des 
Autors, die Verpflichtung auf Einhaltung des Berufsgeheimnisses 
(als Hilfsperson, Art. 321 Abs. 1 StGB) nicht ersetzen.
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scheiden18 klare Leitlinien aufgestellt. Es ging dort um die 
Situation bei einer Genfer Aktiengesellschaft19, die als 
Plattform zur Ausübung des Anwaltsberufs durch unab-
hängige Anwältinnen/Anwälte gedacht war und diesen 
Domizil, temporär verfügbare Arbeitsplätze und auf 
Wunsch weitere Dienstleistungen wie die Nutzung von 
IT-Einrichtungen, einen Telefondienst, eine E-Mail-Domain 
und auch einen Postdienst (mit oder ohne Öffnung der 
Post) anbot. Sowohl eine Anwältin wie ein Anwalt nahmen 
Domizil bei dieser Gesellschaft und beantragten bei der 
Aufsichtsbehörde eine entsprechende Adressänderung. 
Diese verweigerte den Eintrag, was das Bundesgericht mit 
ausführlicher Begründung bestätigte und festhielt, dass 
die vom BGFA vorgegebene strukturelle Unabhängigkeit 
bei den konkreten Umständen fehle. Letzteres ergab sich 
auch daraus, dass die AGB dieser Domizilierungsgesell-
schaft, deren Haftung in jeder Hinsicht, ausser bei grober 
Fahrlässigkeit oder Vorsatz, ausschlossen (E. 6.5). In den 
Erwägungen dieser beiden Entscheide unter 7. definierte 
das Bundesgericht ausführlich und mit Beispielen den Be-
griff der Hilfsperson, hielt fest, dass dieser weit gefasst sei 
und darunter auch eine juristische Person fallen könne, die 
ihrerseits Personal beschäftige (E. 7.3.), und qualifizierte 
auch diese Domizilierungsgesellschaft als Hilfsperson 
(E. 7.5). Dabei wurde anerkannt, dass in der Anwaltspraxis 
für gewisse Dienstleistungen zunehmend auf Hilfsperso-
nal zugegriffen werde, das nicht in der Kanzlei arbeite 
(E.  7.4). Artikel  13 BGFA verpflichte den Anwalt20, alle 
Massnahmen zu ergreifen, die von ihm erwartet werden 
können, um eine Verletzung des Berufsgeheimnisses zu 
vermeiden. Wenn er Hilfspersonen einsetze, müsse der 
Anwalt diese sorgfältig auswählen und dafür sorgen, dass 
sie das Berufsgeheimnis wahren. Es obliege ihm daher, sie 
über das Berufsgeheimnis zu unterrichten, gegebenen-
falls durch die Unterzeichnung einer Vertraulichkeitsver-
einbarung, und sie zu kontrollieren, um jede Verletzung 
des Geheimnisses zu vermeiden (E. 7.2). Es brauche aus-
reichend Massnahmen zur Sicherung von geheimen Infor-
mationen, wozu angemessene Grenzen zu ziehen seien. 
Deshalb sei es beispielsweise nicht zulässig, dass ein An-
walt akzeptiert, dass eine Hilfsperson eine oder mehrere 
der Aufgaben, zu deren Erledigung sie sich verpflichtet 
hat, durch einen Dritten ausführen lässt (Situation der Un-
terbeauftragung). Dies würde für den Anwalt bedeuten, 
einer Person, die weder seine Hilfsperson ist noch seiner 
Hilfsperson unterstellt ist, Zugang zu vertraulichen Infor-

18	 BGer 2C_1083/2017 (amtlich publiziert: BGE 145 II 229) und 
2C_1084/2017, je vom 4. 6. 2019 (fr), u. a. besprochen von 
FELLMANN/BURGER, Unabhängigkeit und Berufsgeheimnis bei 
Subdelegation durch Hilfsperson – BGer 2C_1083/2017 vom 
4. 6. 2019, Anwaltsrevue 8/2019, S. 341, und BARTH/
GEISSBÜHLER, Domiciliation des avocats, arrêt 2c_1083/2017 du 
4 juin 2017, Anwaltsrevue 9/2019, S. 382.

19	 Nachstehend mit JENNY, Anforderungen an die Geschäftsadresse 
in Zeiten der «sharing economy», in: ius.focus 7/2019, S. 31, als 
«Domizilierungsgesellschaft» bezeichnet.

20	 Wie im Entscheid hier nur in der maskulinen Form behandelt.

mationen zu gewähren, obwohl er selbst nicht in der Lage 
ist, die Wahrung der Vertraulichkeit zu überwachen, da es 
sich um einen Dritten handle (E. 7.4). Und weiter21: «Diese 
Situation kann nicht durch eine Vereinbarung verhindert 
werden, in der sich die Hilfsperson gegenüber dem Anwalt 
verpflichtet, den Dritten zur Wahrung des Berufsgeheim-
nisses des Anwalts anzuhalten. Eine solche Vereinbarung 
würde darauf hinauslaufen, die primäre Verantwortung für 
die Einhaltung des Berufsgeheimnisses auf die Hilfsperson 
zu übertragen, obwohl es sich um eine Verpflichtung han-
delt, die gemäss Art.  13 Abs.  2 BGFA dem Anwalt selbst 
obliegt.»

Für SAV-Mitglieder, d. h. für die meisten Anwältinnen/
Anwälte in der Schweiz, ist überdies Art. 38 Abs. 1 SRR22 
anwendbar. Im Kommentar zu dieser Bestimmung23 wird 
ebenfalls vertreten, dass ein Haftungsausschluss von Hilf-
spersonen für leichte Fahrlässigkeit und die Delegation 
ihrer Aufgaben durch die Hilfsperson nicht zulässig seien. 
Weiter müsse die vertragliche Verpflichtung zur Einhal-
tung des Berufsgeheimnisses immer direkt (und ohne In-
termediäre) zwischen dem Anwalt und der die Tätigkeit 
ausübenden Hilfsperson bestehen.

Somit ist klar, dass sich die heutige vertragliche Rege-
lung für den ePost ScanningService der Schweizerischen 
Post nicht an diese berufs- und standesrechtlichen Vorga-
ben hält.

5.	 Ergänzende Abreden
Ob individuelle ergänzende Abreden mit ePost möglich 
sind, liess sich nicht ermitteln. Die Medienstelle der 
Schweizerischen Post hat aber gegenüber dem Autor 
mehrfach betont, dass gemeinsam mit dem SAV ergän-
zende Lösungen geprüft werden könnten. Dazu bräuchte 
es wohl ein namhaftes Interesse der Anwaltschaft für die-
sen Dienst, welches der Autor schon aufgrund der zurück-
haltenden Nutzung des elektronischen Rechtsverkehrs 
durch Anwältinnen und Anwälte nicht annimmt. Wie weit 
deshalb individuelle Regelungen zum Berufsgeheimnis 
möglich sind, bleibt offen. Dabei ist insbesondere zu ver-
muten, dass sich die Beschränkung der Haftung auf grobe 
Fahrlässigkeit nicht wegverhandeln lässt.

21	 Wiederum in freier Übersetzung.
22	 Die Schweizerischen Standesregeln (SRR) und ihre Kommentierung 

sind auf der SAV-Website unter www.sav-fsa.ch/standesrecht-ssr- 
abrufbar. Art. 38 Abs. 1 SSR lautet: «Die Beauftragung Dritter mit 
der Erbringung von digitalen oder persönlichen Hilfsdienstleistun-
gen für die Berufsausübung (Outsourcing) ist zulässig. Drittanbie-
ter solcher Hilfsdienstleistungen sind darauf hinzuweisen, dass sie 
als Hilfspersonen gemäss Art. 321 StGB dem Berufsgeheimnis 
selbst unterstehen und dieses strikte einzuhalten haben. 
Anwältinnen und Anwälte stellen im Übrigen die Einhaltung der 
Berufsregeln, insbesondere des Berufsgeheimnisses, durch die 
sorgfältige Auswahl und Instruktion des Dienstleistungserbringers 
sowie durch ausreichende vertragliche Regelung sicher.»

23	 Art. 38 N 4, mit Verweis auf BGE 145 II 229.
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6.	 Beurteilung des ePost ScanningService der Post 
für die Anwaltschaft

Wenn berufs- und standesrechtliche Vorgaben24 nicht ein-
gehalten sind und sich auch nicht individuell mit ePost ver-
einbaren lassen, wovon derzeit auszugehen ist, so stellt 
die Nutzung dieses ScanningService im Rahmen der gel-
tenden AGB aus Sicht des Autors einen Verstoss gegen 
Art. 13 Abs. 1 BGFA und Art. 38 Abs. 1 SSR dar. Anwältinnen 
und Anwälte, die ihn heute noch nutzen25, müssen sich da-
rüber im Klaren sein.

Problematisch scheint dem Autor unabhängig von der 
berufs- und standesrechtlichen Situation auch die Be-
handlung von Gerichts- und Betreibungsurkunden, deren 
Quittierung durch ePost dem Endempfänger heute nicht 
separat, sondern nur mit Zustellung durch A-Post Plus an-
gezeigt wird. Er trägt so das ganze Risiko einer Verzöge-
rung oder gar eines Verlusts auf dem Weg der Zustellung 
an ihn, ohne dass er unverzüglich weiss, dass und wann 
eine solche Urkunde für ihn entgegengenommen wurde.

Ob sich mit der Nutzung des ePost ScanningService 
tatsächlich wesentliche Einsparungen bei den Personal-
kosten ergeben, womit der Dienst heute beworben wird26, 
ist schwierig abzuschätzen, weil dies von der Art der ein-
gehenden Post und auch von ihrer Menge abhängt. Immer-
hin sind für die Weiterleitung jeder Zeitung, jeder Zeit-
schrift und jedes Katalogs CHF  2.50 zu zahlen, für jedes 
nachverlangte Original 5  Franken und für jede Gerichts- 
oder Betreibungsurkunde sogar CHF 7.50, ohne dass damit 
wesentlicher Personalaufwand eingespart werden dürfte. 
Da könnten doch erhebliche Beträge zusammenkommen.

Bei allem Verständnis für ein Bedürfnis nach Outsour-
cing eignet sich der vorstehend ausführlich behandelte 
Dienst jedenfalls in seiner heutigen Ausgestaltung aus der 
Sicht des Autors für die Anwaltschaft nicht.

7.	 Scan-Dienste anderer Anbieter
Neben der Schweizerischen Post bieten auch andere Unter-
nehmen Briefpost-Scan-Dienste an27. Ihre Angebote sind 
nicht Gegenstand dieses Beitrags. Ihre berufsrechtlichen 
Rahmenbedingungen sind aber die gleichen. Die Umstände 
und die vertragliche Situation anderer Anbieter von 
Scan-Diensten wurden nicht geprüft, weshalb dazu keine 
Aussage gemacht werden kann. Allerdings ist vorstellbar, 
dass dort bezüglich der Vertragsgestaltung mehr Flexibilität 
besteht, als die Schweizerische Post einem einzelnen Kunden 
ausserhalb einer Verbandslösung gewähren kann oder will.

24	 Dazu vorstehend Teil II .4.
25	 Gemäss Auskunft der Post-Medienstelle vom 4. 12. 2025 gibt es 

derzeit Kunden, die dem Berufsgeheimnis unterstehen. Details 
dazu waren nicht in Erfahrung zu bringen.

26	 https://www.epost.ch/de-ch/geschaeftskunden/scanning- 
service, dort unten «ScanningService aktivieren – das rechnet 
sich» (zuletzt besucht am 19. 1. 2026).

27	 Z. B. CodX Software AG, https://www.codx.ch, (dort PostOffice), 
Kölliker Büroautomatisation AG, http://www.koelliker.ch, (dort 
SmartMailbox), PEAX AG, https://peax.ch/business, Scanning 
Center AG, https://scanningcenter.ch, und die drei Unterbeauf-
tragten laut der Website von ePost (dazu Fn. 14 vorstehend).

III.	 ePost ScanningService: Sonderfall 
Gerichts- und Betreibungsurkunden

1.	 Zustellung an ePost und Weiterleitung via A-Post Plus
Wie bei der Beschreibung des ePost ScanningService mit 
Verweis auf die ergänzenden AGB dargelegt28, erfahren 
Gerichts- und Betreibungsurkunden bei diesem Dienst 
eine Sonderbehandlung, indem ePost (oder deren Unter-
beauftragter) dafür quittiert und die ungeöffnete Weiter-
leitung an den Empfänger via A-Post Plus auslöst.

Im Fall 5A_266/2025 des Bundesgerichts29 galt wie 
erwähnt eine kurze Beschwerdefrist von 10  Tagen, für 
deren Beginn an die Zustellung und Quittierung bei ePost 
am Freitag, 28. 3. 2025, und nicht an die Empfangnahme 
der mit A-Post Plus weitergeleiteten GU beim Anwalt am 
darauffolgenden Montag, 31. März, angeknüpft wurde.

2.	 Überlegungen des Bundesgerichts
Das Bundesgericht stützte sich im konkreten Fall auf die 
Sendungsverfolgung, welche eine Entgegennahme der GU 
am 28.  März auswies, und führte aus30, der Anwalt habe 
sich für den Empfang von an ihn gerichteten gerichtlichen 
Sendungen einer Hilfsperson bedient, deren Verhalten, 
einschliesslich allfälliger Fehlleistungen, er sich anrechnen 
lassen müsse. Mit den ergänzenden AGB zum Scanning
Service von ePost (die im Entscheid allerdings nicht mit 
Namen genannt wird31) habe er ePost und ihre Unterbe-
auftragten ausdrücklich ermächtigt, die an ihn adressier-
ten, über das Scanning empfangbaren Sendungen entge-
genzunehmen32, was ausdrücklich auch eingeschriebene 
Sendungen, Gerichts- und Betreibungsurkunden ein-
schliesse. Das beinhalte, dass ePost (oder ihr Unterbeauf-
tragter) im Namen des Kunden für alle an diesen adres-
sierten Sendungen Unterschrift leiste, womit sie als 
zugestellt gelten und gegebenenfalls einen Fristenlauf 
auslösen. Deshalb sei ePost auch zur Entgegennahme von 
GUs befugt, die an ihren Kunden adressiert sind. Die Ver-
zögerung bei der Zustellung solcher Urkunden und die 
damit verbundene allfällige Verkürzung einer Frist ent-
spreche ebenfalls den AGBs für diesen Dienst. Deshalb 
habe der Anwalt in diesem Fall nicht unbesehen auf den 
Eingang der physischen Sendung bei seinem Domizil ab-
stellen dürfen.

Aus diesem Entscheid ergibt sich überdies, dass für Pri-
vatkunden der Post die gleiche Situation gilt: Mit BGer 
6F_11/202233 wies das Bundesgericht ein Fristwiederher-
stellungsgesuch eines bestraften Autolenkers zurück, der 
geltend gemacht hatte, er habe die ePost-AGBs nie erhalten 
und deshalb nicht gekannt und somit nicht mit dieser Be-
handlung von GUs rechnen können. Nach Auffassung des 

28	 Vorstehend Teil II .1, dort bei Fn. 9.
29	 Vom 30. 6. 2025, vorstehend Teil I , bei Fn. 3.
30	 BGer 5A_266/2025 E. 3.2.
31	 Im Entscheid einigermassen verwirrlich mit C3 anonymisiert, 

während C4 die Schweizerische Post meint.
32	 eAGB Scan, Ziff. 5.1, Fundstelle zitiert in Fn. 7, zitiert in Fn. 9, 

je vorstehend.
33	 Vom 4. 7. 2022.
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Bundesgerichts konnte nicht angenommen werden, dass 
ihn keinerlei Verschulden an der Fristversäumnis trifft.

Der in die Fristenfalle getappte Anwalt hatte mittels Re-
visionsbegehren und einem damit verbundenen Fristwie-
derherstellungsgesuch erfolglos beantragt, den Nichtein-
tretensentscheid im Verfahren 5A_266/2025 rückgängig zu 
machen. Das Bundesgericht lehnte es ab34, wiedererwä-
gungsweise auf die Frage der Fristwahrung zurückzukom-
men, und sprach den Revisionsgesuchstellern auch das 
Recht ab, ein Koordinationsverfahren zwischen den Abtei-
lungen des Bundesgerichts gemäss Art. 23 BGG (Randtitel: 
Praxisänderung und Präjudiz) zu beantragen. Es wies den 
Einwand, die besondere Situation der Weiterleitung von 
GUs sei schuldlos nicht erkannt worden, mit der Begründung 
ab35, es könne keine Rede davon sein, dass die Parteien bzw. 
ihr Anwalt unverschuldet davon abgehalten wurden, fristge-
recht zu handeln (…). Sie hätten sich rechtzeitig darüber in-
formieren müssen, welche Folgen die Benutzung der von 
ihnen gewählten Zustelldienstleistung haben kann.

3.	 Billigung des Nichteintretensentscheids
Dieser Entscheid 5A_266/2025 ist aus Sicht des Autors 
richtig, schon aus tatsächlichen Überlegungen. Eine Ge-
richtsurkunde unterscheidet sich ja von einer bloss einge-
schriebenen Sendung dadurch, dass der Empfänger nicht 
einfach den Empfang einer Sendung mittels Unterschrift 
im System der Post quittiert36, sondern dass bei der GU 
eine detaillierte Empfangsbestätigung samt Bild der Emp-
fängerunterschrift37 an die versendende Gerichtsbehörde 
zurückgeht. Damit wird der konkrete Zeitpunkt der Zustel-
lung eines bestimmten Dokuments verbindlich zurückge-
meldet. Es kann deshalb keine Rolle spielen, was danach 
geschieht und welches die internen Abmachungen zwi-
schen der mit Unterschrift quittierenden Stelle und dem 
Endadressaten einer solchen Gerichtsurkunde sind. Davon 
erfährt der GU-Absender auch nichts. Aus dieser Optik 
sind die eAGB Scan von ePost auch richtig, wo sie sagen, 
die Zustellung erfolge bereits mit der Unterzeichnung 
durch ePost oder deren Unterbeauftragten. Es hilft dem 
hier betroffenen Anwalt auch nicht, wenn er gegenüber 
den Gerichten diese AGBs kritisiert, weil er gegen aussen 
gültig eine Vertretung zur Entgegennahme seiner Brief-

34	 Entschieden mit BGer 5F_40/2025 vom 3. 11. 2025.
35	 E. 5.
36	 Was mittels Sendungsverfolgung (nur beschränkt) oder allenfalls 

mit einem Nachforschungsauftrag verifiziert werden kann.
37	 Mit Zustellbescheinigung, Zustellinformationen sowie Namen und 

Unterschrift des Empfängers bzw. der entgegennehmenden 
Person, inkl. allfälliger Vermerke des Absenders wie z. B. 
Prozessnummer, Inhalt der Sendung etc. (Quellen: Factsheet 
Gerichtsurkunden und Anleitung Online Gerichtsurkunde, beide 
auffindbar auf www.post.ch mittels Suchwort «Gerichtsurkunde» 
und am 19. 1. 2026 abgerufen). In dieser Anleitung wird auf S. 6 das 
Muster einer Empfangsbestätigung mit Erläuterungen präsentiert. 
Die unterschriftliche Bestätigung des Empfängers bezieht sich 
ausdrücklich «auf die Sendung und die darauf aufgeführten 
Inhalte», was dazu raten lässt, sich vom Postboten oder am 
Postschalter den Briefumschlag samt allfälliger Vermerke vor 
Abgabe der Unterschrift auf dem Display zeigen zu lassen.

post bezeichnet hatte und deshalb das Innenverhältnis 
Aussenstehende nicht interessieren muss und nach der 
unmassgeblichen Meinung des Autors auch nicht der Rüge 
der Verletzung von Verfahrensgarantien zugänglich ist.

IV.	 Exkurs: Post-Um- und -Weiterleitung / 
Postrückbehalt

1.	 Thema
Der ePost ScanningService basiert auf einem generellen 
Umleitungsauftrag. Das rechtfertigt, noch auf die Situation 
einzugehen, wo Briefe auf Anordnung des Empfängers an-
derweitig weitergeleitet oder auch zurückbehalten werden. 
Einerseits sind dies konkrete Umleitungen von eingeschrie-
benen oder gegen Unterschrift überbrachten Sendungen, 
bei denen bereits ein erfolgloser Zustellungsversuch statt-
gefunden hat,38 oder dann besondere Anordnungen des 
Empfängers wie Rückbehaltungsaufträge oder postlagern-
de Sendungen39. Davon zu unterscheiden sind andererseits 
generelle Weiterleitungsaufträge des Empfängers für eine 
bestimmte Zeitspanne, d. h. Nachsendeaufträge oder 
Postumleitungen40. In allen Fällen ist das Institut der Zu-
stellfiktion41 zu beachten.

2.	 Zustellfiktion, Grundlagen
Verschiedene Verfahrensvorschriften kennen bei Mitteilun-
gen, die nur gegen Unterschrift überbracht42 werden, eine 
Zustellfiktion, d. h., die Sendung gilt am 7. Tag nach dem ers-
ten erfolglosen Zustellversuch als zugestellt43, ausser sie 
wird noch vorher abgeholt. Artikel 138 Abs. 3 lit. a ZPO und 
Art. 85 Abs. 4 lit. a StPO nennen auch noch explizit die von 
der Gerichtspraxis geschaffene Voraussetzung, dass die 
Person mit einer Zustellung rechnen musste. Schon auf-
grund des Wortlauts «am (7.) Tag nach dem Zustellversuch» 
und nach den allgemeinen Regeln zur Fristberechnung wird 
der Tag der erfolglosen Zustellung (und Avisierung mittels 
Abholeinladung bei eingeschriebener Post) nicht einge-
rechnet, sondern diese 7-Tages-Frist beginnt am Folgetag44 
und endet in der Folgewoche am Tag, dessen Namen dem 
des Tages des ersten Zustellversuchs entspricht, selbst 
wenn dies ein Samstag45 oder Feiertag ist46.

38	 Dazu nachstehend Teil IV.3.A), insbesondere Fn. 49.
39	 Dazu nachstehend Teil IV.3.B).
40	 Dazu nachstehend Teil IV.3.C).
41	 Dazu gleich nachstehend Teil IV.2.
42	 Vgl. dagegen für den Fall der Zustellung mit gewöhnlicher Post 

(und insbesondere A-Post Plus): Art. 142 1bis ZPO (i. K. ab 2025) 
und das neue BG über die Zustellung von Sendungen an Wochen-
enden und Feiertagen (BGFL, BBl 2025 565, mit Referendumsfrist 
bis 15. 1. 2026) sowie Chanson, Mögliche Fristenfallen bei A-Post 
Plus + My Post 24, Anwaltsrevue 11/12/2024, S. 467, dort Teil II .4, 
abrufbar gemäss Kurzlink in Fn. 1.

43	 Art. 44 Abs. 2 BGG, Art. 20 Abs. 2bis VwVG, Art. 38 Abs. 2bis ATSG.
44	 Siehe die Berechnung in BGE 134 V 49 E. 5. Ebenso mit verschiede-

nen Hinweisen AMMANN/SEILER, ZPO-Kommentar Schulthess, 
4.A. 2025, N 14 zu Art. 138.

45	 Wo zwar normalerweise keine Einschreiben, aber eingeschriebene 
Express-Briefe zugestellt werden.

46	 BGE 127 I 31 E. 2b; Beschluss OG Zürich, II. ZK, vom 17. 3. 2023 
(RU230006-O), mit weiteren Verweisen.
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Massgebend ist stets diese gesetzliche 7-Tages-Frist 
und nicht die  – mindestens für Briefe47  – in der Regel 
gleich lange Abholfrist nach den Post-AGB.

3.	 Anwendung der Zustellfiktion 
auf Zustellungsvarianten

A)	 Eintritt der Zustellfiktion trotz längerer 
oder  abgelaufener Post-Abholungsfrist

Am Eintritt der Zustellfiktion ändert sich nichts, selbst 
wenn die Abholfrist der Post länger ist, zum Beispiel weil 
sie versehentlich zu lang angesetzt oder vom Empfänger 
selber verlängert wurde48, und auch nicht, wenn die Sen-
dung nach Ablauf dieser 7 Tage noch ausgehändigt wird49.

B)	 Eintritt der Zustellfiktion trotz Rückbehaltungs- 
oder Postlagernd-Auftrag

Es wurde vom Bundesgericht auch mehrfach geklärt50, 
dass ein Rückbehaltungsauftrag des Empfängers daran 
nichts ändert, d. h., dass sich der für den Fristenlauf mass-
gebende Zustellzeitpunkt nicht verschiebt. Die 7-Ta-
ges-Frist der Zustellfiktion beginnt in diesem Fall beim 
Eingang bei der Poststelle des Empfängers zu laufen51. Be-
deutsam ist in diesem Zusammenhang, dass die Post Ge-
richts- und Betreibungsurkunden trotz Rückbehaltungs-
auftrag nach 7 Tagen und eingeschriebene Briefe und Pa-
kete spätestens nach 8 Wochen an den Absender retour-
niert. Wie beim vorübergehenden Zurückbehalten von 
Post kann die Zustellfiktion auch bei Postlagernd-Anord-
nungen eintreten, d. h. dort, wo Sendungen dem Empfän-
ger in irgendeiner von ihm bezeichneten Postfiliale wäh-
rend eines Monats zur Abholung bereitgestellt werden. 
Hier beginnt diese 7-Tages-Frist mit dem Eingang bei die-
ser Postfiliale52.

C)	 Sonderfall Nachsendeauftrag/Postumleitung
Anders als bei Zustellanordnungen des Empfängers nach 
erfolgter Avisierung einer eingeschriebenen Sendung53 ist 
der Fall zu behandeln, wo ein Empfänger generell, also un-
abhängig von der jeweiligen Sendung, für eine bestimmte 
Zeit die Weiterleitung oder Nachsendung an eine andere 
Adresse eingerichtet hat, z. B. an einen Ferienort oder ein 
anderes temporäres Domizil. Hier entspricht die Adresse 
der effektiven Zustellung nicht jener, die der Absender auf 
den Briefumschlag gesetzt hat, und hier erfolgt die Avisie-

47	 Für Pakete gilt eine Abholfrist von 14 Tagen (AGB «Postdienstleis-
tungen» für Geschäftskundinnen und -kunden, dort Ziff. 2.5.7.).

48	 Indem er selbst eine Verlängerung, eine zweite Zustellung oder 
eine Weiterleitung an eine andere Adresse verlangt hat. Vgl. dazu 
u. a. BGer 6B_1430/2020 vom 15. 7. 2021 E. 1.3.

49	 BGE 127 I 31.
50	 Z. B. BGE 141 II 429 E. 3.3.2; 134 V 49 E. 4; 127 I 31 E. 2a/aa.
51	 BGE 134 V 49 E. 4, ebenso BGer 4A_360/2021 vom 6. 1. 2022 E. 1.1.
52	 AMMANN/SEILER, zitiert Fn. 45, a. a. O., mit Entscheid-Hinweisen.
53	 Vorstehend bei Fn. 49.

rung von eingeschriebenen Sendungen erst an der tem-
porären Adresse, falls der Postbote den Empfänger dort 
nicht angetroffen hat. Für diesen Fall hat das Bundesge-
richt Anfang 2022 klargestellt54, dass bei einem Nachsen-
deauftrag die 7-Tages-Frist der Zustellungsfiktion erst 
durch die Hinterlegung der Abholungseinladung an der 
Nachsendeadresse ausgelöst wird. Das ist auch richtig, 
denn erst in diesem Zeitpunkt erhält der Empfänger Kennt-
nis der Briefpost für ihn. In diesem Fall, bei dem es um eine 
(von allen Instanzen abgewiesene) Klage einer selbständi-
gen Anwältin gegen eine Zürcher Anwaltskörperschaft 
ging55, verwarf das Bundesgericht auch den Einwand der 
Gegenseite, es seien die Melde- und Informationspflichten 
gemäss Art. 12 BGFA verletzt, und zwar dadurch, dass die 
Anwältin der Vorinstanz ihre Kanzleiadresse als Zustelldo-
mizil angegeben, aber trotzdem die Post angewiesen habe, 
alle Zustellungen an ihren Wohnort weiterzuleiten.

V.	 Folgerungen für die Anwaltspraxis

1.	 Sendungsverfolgung nutzen
Wenn der Eingangszeitpunkt einer fristauslösenden Sen-
dung nicht zweifelsfrei festgestellt werden kann, muss aus 
Sicht des Autors unverzüglich eine Sendungsverfolgung 
auf der Post-Website mit der Sendungsnummer vorge-
nommen werden. Das gilt erst recht bei der Zustellung mit 
A-Post Plus56 oder bei postalischen Anordnungen des 
Empfängers57. Erst dann wird unter Umständen klar, ob 
und wann die Zustellungsfiktion eintritt bzw. eingetreten 
ist. Dies gilt nicht nur für die eigene Post, sondern auch für 
fristrelevante Dokumente der Klientschaft. Folgerichtig 
sind auch die Zustellcouverts nicht wegzuwerfen, wenn 
sie eine Sendungsnummer tragen.

2.	 Vorgehen bei Outsourcing
Wer als Anwältin/Anwalt administrative Leistungen Drit-
ter in Form von Outsourcing bezieht, kann nicht auf eine 
vorgängige und sorgfältige Evaluation der berufs- und 
standesrechtlichen Vorgaben58 verzichten. Dazu gehören 
auch die Prüfung von allfälligem «Kleingedruckten», das 
Verhandeln notwendiger individueller Vertragsergänzun-
gen und zudem die Klärung, was genau mit den an Dritte 
herausgegebenen Daten geschieht, u. a. auch wie und wo 
sie örtlich bearbeitet werden.

54	 BGer 4A_360/2021 vom 6. 1. 2022 E. 1.1.
55	 Vorgestellt bei BRUCHEZ/CHANSON, Le droit du travail en 

évolution / Die Entwicklung des Arbeitsrechts in den Jahren 
2019–2023, Factsheet Anwaltskongress 2023, dort Teil III . A.3 und 
O.2, abrufbar unter dem Kurzlink https://arbrch.ch/ddt-arbr_
factsheet_2023.

56	 Dazu die Empfehlungen von Chanson, Mögliche Fristenfallen bei 
A-Post Plus + My Post 24, zitiert in Fn. 43 vorstehend, dort Teil II .5.

57	 Dazu vorstehend Teil IV.
58	 Dazu vorstehend Teil II .4.
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